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Sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin Malu Dreyer, 
sehr geehrte Frau Ministerin Sabine Bätzing-Lichtenthäler, 
 
wie im gesamten Bundesgebiet ist die Situation von freiberufli-
chen Hebammen auch in Rheinland-Pfalz katastrophal. Die gesetz-
lich vorgeschriebene Berufshaftpflichtversicherung ist durch stän-
dig steigende Beitragssätze für die übergroße Mehrheit der Haus-
geburtshebammen und Entbindungspfleger nicht mehr finanzier-
bar. Betrugen die jährlichen Haftpflichtprämien der Versicherun-
gen 1992 noch 179 €, sind sie mittlerweile auf fast 5 800 € ange-
stiegen. Alleine in der Region Trier haben deshalb im Laufe der 
letzten Monate alle verbliebenen freiberuflichen Geburtshebam-
men ihre Tätigkeit aufgeben müssen. Das führt dazu, dass die Frei-
heit der Wahl des Geburtsortes und der Art der Geburt nach § 34 f 
Satz 2 SGB V schon jetzt nicht mehr für alle Schwangeren gewähr-
leistet werden kann.  
 
Das Verschwinden der freiberuflichen Hebammen zieht zudem 
mehrere Folgeprobleme nach sich. Zum einen führt die wach-
sende Inanspruchnahme der Krankenhäuser für Entbindungen 
dazu, dass auch das Betreuungsmodell der Beleggeburt, also die 
Eins-zu-eins-Betreuung der Schwangeren durch nur eine Heb-
amme, für werdende Mütter noch weniger als zurzeit zugänglich 
sein wird. Zum anderen resultiert daraus eine Überlastung der 
Hebammen durch Arbeitsverdichtung, die schon heute zu kriti-
schen Momenten in der Versorgung führt. Des Weiteren geht mit 
der stärkeren Belastung der Krankenhäuser auch eine Erhöhung 
der Anzahl an Entbindungen durch Kaiserschnitt einher, die sich 
finanziell für die Kliniken besonders auszahlen. So liegt Trier mit 
einer Kaiserschnittrate von rund 64 Prozent fast 50 Prozent über 
der von der Weltgesundheitsorganisation als zulässig betrachteten 
Rate von höchstens 15 Prozent. Auch führt die immer geringer 
werdende Anzahl an verfügbaren Hebammen letztlich zu einer 
verminderten Versorgungsqualität der Geburtshilfe, aber auch bei 
der Nachsorge und Betreuung der Wöchnerinnen, da weniger Zeit 
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für einzelne Mütter eingeplant werden muss. Die rigiden Zeitvor-
gaben der Krankenkassen – etwa 20 Minuten pro Hausbesuch – 
erhöhen den Druck zusätzlich. Schlussendlich verursacht die ab-
nehmende Zahl der Hebammen gerade in den ländlichen Regio-
nen weite Anfahrtswege sowohl für Hebammen als auch für 
Schwangere. Die Folgen können dabei in Notfällen verheerend 
sein. 
 
In Anbetracht der sich immer weiter verschärfenden Situation 
möchte ich Sie um die möglichst ausführliche Beantwortung fol-
gender Fragen bitten: 
 
1) Allgemeine Fragen zur Situation der freiberuflichen Hebammen 
in Rheinland-Pfalz 

 Wie viele freiberufliche Hebammen sind momentan noch 
in Rheinland-Pfalz tätig? Wie viele davon sind in der Ge-
burtshilfe und/oder in der Wöchnerinnenbetreuung tätig? 

 Wie hat sich die Anzahl der freiberuflichen Hebammen in 
den letzten Jahren entwickelt? Ist ein Rückgang festzustel-
len? 

 Sind bei der Veränderung der Anzahl regionale Unter-
schiede festzustellen? Sind ländliche Regionen von einem 
Rückgang stärker betroffen als städtische? 

 
2) Lösungsansätze der Landesregierung für die Probleme freiberuf-
licher Hebammen 

 Was hat die Landesregierung in der Vergangenheit unter-
nommen, um die Aufrechterhaltung einer flächendecken-
den Versorgung mit freiberuflichen Hebammen sicherzu-
stellen? 

 Welche konkreten Schritte beabsichtigt die Landesregie-
rung zu ergreifen, um dies zukünftig garantieren zu kön-
nen? 

 Wie soll dem Kernproblem der hohen Haftpflichtversiche-
rungsbeiträge in Rheinland-Pfalz begegnet werden? 

 Sieht die Landesregierung Alternativen zur bestehenden 
Form der Haftpflichtversicherung über private Versiche-
rungsunternehmen bei freiberuflichen Hebammen, z. B. ei-
nen öffentlichen Haftungsfonds für alle Leistungserbringe-
rinnen und -erbringer? 

 Durch die Ausdünnung der Hebammen-Dichte sehen sich 
viele freiberufliche Hebammen dazu gezwungen ihre Eins-
ätze privat untereinander zu koordinieren. Plant die Lan-
desregierung eine oder mehrere institutionalisierte Koordi-
nierungsstellen für freiberufliche Hebammen einzurichten 
um die Versorgung effizienter zu gestalten?  
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3) Maßnahmen der Landesregierung zum Themenkomplex Ge-
burtsbegleitung  

 Bezieht die Landesregierung höhere Investitionen in Ge-
burts- und Kinderkliniken in ihre Erwägungen mit ein?  

 Wird die Landesregierung sich für eine kostendeckende Fi-
nanzierung der Personalkosten in Krankenhäusern außer-
halb der bestehenden Fallpauschalen einsetzen? 

 Existieren in rheinland-pfälzischen Kliniken hebammen-
geleitete Kreißsäle? Erwägt die Landesregierung die weiter-
gehende Förderung und die Einführung weiterer solcher 
Kreißsäle? 

 Wird die Landesregierung sich im Bundesrat für die Ein-
führung eines öffentlichen Haftungsfonds einsetzen, der 
neben Hebammen auch andere pflegerische und medizini-
sche Berufe absichert?  

 
Ich hoffe, dass Ihnen durch die eingangs vorgelegte Darstellung 
und die anschließenden Fragen ins Bewusstsein gerufen werden 
konnte, wie ernst die Situation der Hebammen auch hier in Rhein-
land-Pfalz wirklich ist. Handlungsbedarf ist in jedem Fall drin-
gend erforderlich. Die Landesregierung sollte schnell wirksame 
Maßnahmen in die Wege leiten und keine weitere Zeit verstrei-
chen lassen. 
 
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen, Frau Dreyer und Frau 
Bätzing-Lichtenthäler, alles Gute und bitte um schnelle Beantwor-
tung. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 

 
____________________ 
Katrin Werner, MdB 
-Landesvorsitzende DIE LINKE RLP- 


